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JOURNAL21.ch, 17.02.2017 

Nicht auf allen Hochzeiten tanzen 
Von Carl Bossard 

Albanisch statt Französisch, Hausaufgaben streichen, Fächer abschaffen. Auf jede neue 

Idee springt der Lehrer-Dachverband auf. Wem ist damit gedient? Ein Klärungsversuch.  

Die Intervalle werden kürzer, die Ansagen plakativer, die Postulate widersprüchlicher. Das 

Ganze gleicht zunehmend einem amorphen Vektorhaufen: Alle zwei, drei Wochen verschreibt 

sich der Leiter Pädagogik beim Dachverband Lehrerinnen und Lehrer der Schweiz LCH, Jürg 

Brühlmann, einer neuen Idee. Dahin soll die Schule gehen, dorthin ziehen – diesem Propheten 

soll der Unterricht folgen, jenem Schalmeienklang nacheifern. Der jüngste Vorstoss: Abschaffen 

der Schulfächer und nur noch interdisziplinäre Events. Mindestens für Schülerinnen und Schüler 

ab 16 Jahren. Selbstverständlich unterstützt vom LCH – mit der Argumentation: So „können die 

Schüler Inhalte wie Geografie, Biologie, Mathematik und vielleicht sogar Kochen vereinen“. 

Vom Wert des Projektunterrichts 

Die Idee ist verlockend: keine Fächer mehr, nur noch interdisziplinärer, eventorientierter Unter-

richt. Im Kurs „Arbeiten in einem Café“ beispielsweise lernen die Schüler Kompetenzen in Eng-

lisch, Wirtschaft und Kommunikation. Der Zweite Weltkrieg dagegen wird aus geschichtlicher, 

geografischer und mathematischer Perspektive betrachtet. Und so geht es heiter weiter. Alles fä-

cherübergreifend, eventartig und selbstverantwortet.  

Der Projektunterricht fördert die Handlungskompetenzen – als ein Lernziel des Unterrichts. Das 

steht wissenschaftlich ausser Zweifel. Was John Dewey vor bald 100 Jahren forderte und der 

ETHZ-Erziehungswissenschaftler Karl Frey mit seinem Longseller „Projektmethode“ postu-

lierte, bestätigte auch der renommierte ehemalige Direktor des Max-Planck-Instituts für psycho-

logische Forschung in München, Franz E. Weinert: Zum Aufbau eines handlungsorientierten 

Wissenssystems sind eigene Lernprozesse erforderlich; sie müssen unter lebensnahen Bedingun-

gen stattfinden. Für diese Form des Lernens ist der (angeleitete) Projektunterricht am besten ge-

eignet. Darum führen viele Schulen zielorientierte Projekttage durch. Praxisnahes, situiertes Ler-

nen hat seinen unverzichtbaren Wert. Doch er ist nur einer unter mehreren. 

Jedes Lernziel erfordert einen anderen Unterricht 

Natürlich lernt sich im Wald, im Einkaufscenter oder an der Werkbank manches leichter, als im 

Unterricht und im Lehrbuch systematisch Wissen zu erwerben. Doch „intelligentes Wissen“, wie 

es Weinert nennt, lässt sich nicht über die Projektmethode allein erlernen, auch nicht selbstorien-

tiert. Es braucht die lehrergesteuerte, direkte Instruktion und das anschliessende intensive Üben 

und systematische Anwenden. Das belegt auch die grosse Metaanalyse des neuseeländischen 

Bildungsforschers John Hattie. Lernen als gezielter Wissensaufbau und Basis für Verstehenspro-

zesse, als effektvolle Kombination von schülerorientierter Lehrersteuerung mit hoher themen- 

und sachbezogener Schüleraktivität. 

„Intelligentes Wissen“ ist nicht gleichzusetzen mit dem Abrufen isolierter Fakten. Es ist ein 

wohlgeordnetes, vernetztes System von flexibel nutzbaren Kenntnissen und Fertigkeiten in ei-

nem bestimmten Sachgebiet, z. B. Chemie. Das braucht ein sachlogisch aufgebautes, inhaltsspe-

zifisches Lernen. Neue Informationen werden in die vorhandene Wissensbasis eingebaut. Ver-

ständnisvoll und durchdacht. 

Die Bedeutung des Strategiewissens 

Der Aufbau systematischen Inhaltswissens muss einhergehen mit dem Erwerb von Metawissen 

oder mit dem Bildungsziel „das Lernen lernen“. Gute Lehrerinnen und Lehrer fördern darum zu-

https://www.journal21.ch/nicht-auf-allen-hochzeiten-tanzen
https://www.journal21.ch/autoren/carl-bossard
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sammen mit Inhaltswissen indirekt auch die sogenannten metakognitiven Kompetenzen. Sie lei-

ten ihre Schüler zum Nachdenken über das eigene Lernen an und führen sie so gezielt zu Strate-

giewissen, z. B. zum Lernen aus Texten, zum Führen von Fachgesprächen. Solches Wissen er-

leichtert den Zugang zu Neuem. John Hatties Studie ortet diesem reflexiven Tun einen hohen Ef-

fektwert zu. 

Das sind drei wichtige Lernziele der Schule: intelligentes Wissen aufbauen, Handlungskompe-

tenzen erwerben sowie Lern- und Denkstrategien erarbeiten. 

Keine neuen Baustellen 

Statt dauernd neuen pädagogischen Chimären nachzulaufen und von einer Hochzeit zur andern 

zu eilen, täte der LCH gut daran, die eine oder andere Baustelle zu schliessen: 15 bis 20 Prozent 

der Schweizer Schulabgänger verlassen die Schule als Analphabeten. Nur jeder 30. Achtklässler 

spricht gemäss einer repräsentativen Studie von 2016 in der Zentralschweiz lehrplangerecht 

Französisch. Durch den Niedergang des Schulfachs Geschichte sind historische Kenntnisse kaum 

mehr vorhanden. (1) Dazu kommen die Aufgaben der Integration und des Umbaus durch den 

Lehrplan 21. Es gäbe viel zu tun, was angesichts der zukünftigen Notwendigkeiten bedeutsam 

wäre. Davon lesen wir wenig. 

Und eines hören wir vom LCH ganz selten: Worauf es bei einem lernwirksamen Unterricht letzt-

lich ankommt. 

Guter Unterricht braucht ein breites Methodenrepertoire 

Von John Hattie wissen wir, wie gefährlich es ist, den Pädagogen im Klassenzimmer zu margi-

nalisieren und stattdessen dominant selbstgesteuertes Lernen zu fordern, wie das eine trendige 

Pädagogik verlangt. Guter und lernwirksamer Unterricht basiert auf einer vitalen, engagierten 

Lehrerpräsenz, einem breiten, zielgerichteten Methodenrepertoire und vielfältigen Unterrichts-

formen wie direkter Instruktion, Projektarbeit, Gruppenunterricht und selbständigem Lernen – 

das alles eingebettet in eine vertrauensvolle, wertschätzende Lehrer-Schüler-Beziehung. 

Solche Postulate möchte man vom LCH hören. 

(1)  Vgl. dazu: Felix Müller, Der Niedergang des Schulfachs Geschichte hilft den Populisten, in: NZZaS, 5.2.2017, 

S. 15; Lucienne Vaudan, René Donzé, Kolumbus ja – Holocaust nein, in: NZZaS, 12.2.2017, S. 20f. 

 

Carl Bossard 

http://www.carlbossard.ch/ 

Carl Bossard, Dr. phil., war Direktor der Kantonsschule Alpenquai Luzern und Gründungsrektor 

der Pädagogischen Hochschule PH Zug. 

https://www.journal21.ch/nicht-auf-allen-hochzeiten-tanzen#  

 

Mehr von Carl Bossard 

JOURNAL21.ch, 18.01.2017 

Schule ist kein Output-Betrieb 

Von Carl Bossard 

Der Steuerungs- und Kontrollwahn im Bildungsbereich macht die Schulen zu Produktionsfirmen. Diese 
technokratische Sicht verkennt das Wesen des Unterrichts. Mehr…  

  

https://www.journal21.ch/autoren/carl-bossard
https://www.journal21.ch/nicht-auf-allen-hochzeiten-tanzen
https://www.journal21.ch/schule-ist-kein-output-betrieb
https://www.journal21.ch/autoren/carl-bossard
https://www.journal21.ch/schule-ist-kein-output-betrieb
https://www.journal21.ch/schule-ist-kein-output-betrieb
https://www.journal21.ch/autoren/carl-bossard
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Tagblatt, 15. Februar 2017 

Lehrplan-Gegner geben keine Ruhe 

SCHULE ⋅ Aller Kritik zum Trotz nimmt der erste gemeinsame Lehrplan der Deutsch-

schweiz Hürde um Hürde. Auch im Aargau hat die Stimmbevölkerung gerade grünes Licht 

gegeben. Doch die Gegner denken nicht ans Aufgeben.  

Maja Briner, Dominic Wirth 

Dem Lehrplan 21 blies von Beginn weg ein rauher Wind entgegen. In mehreren Kantonen lan-

cierten Bürger Initiativen, die sich gegen den ersten Deutschschweizer Lehrplan richteten. Doch 

an der Urne scheiterten die Gegner wiederholt – im Herbst etwa in den Kantonen Schaffhausen, 

St. Gallen und Thurgau. Am Sonntag erlitten sie auch im Aargau eine Schlappe: Das Stimmvolk 

lehnte eine Anti-Lehrplan-21-Initiative mit 70 Prozent Nein-Stimmen ab. 

Elfy Roca vom Initiativkomitee sagt, ein Grund für das Scheitern der Initiative sei die «massive 

Behördenpropaganda». Der Aargauer Bildungsdirektor Alex Hürzeler wies diesen Vorwurf indes 

zurück. Er kann im Aargau nun die Einführung des Lehrplans 21 weiter vorantreiben. Dieser soll 

dafür sorgen, dass der Bildungsrucksack der Schülerinnen und Schüler überall in der Deutsch-

schweiz ähnlich gefüllt wird. Der Lehrplan 21 ist ein Prestigeprojekt der Deutschschweizer Er-

ziehungsdirektoren. Deren Präsident, der Zuger Bildungsdirektor Stephan Schleiss (SVP), ist er-

freut über das deutliche Ergebnis aus dem Aargau. «Das spricht auch ein Stück weit für das Pro-

dukt», sagt er. Schleiss betont, beim Lehrplan 21 handle es sich nur um eine Vorlage, die Kan-

tone könnten Anpassungen machen. «Es hat Platz für Unterschiede», sagt er. 

Inzwischen haben alle Deutschschweizer Kantone ausser dem Aargau die Einführung des Lehr-

plans 21 beschlossen. «Die Einführung des Lehrplans 21 ist gut unterwegs», sagt Schleiss. 

Als Nächste stimmen die Solothurner ab 

Allerdings ist es keineswegs so, dass der Widerstand gegen den Lehrplan 21 nach der Abstim-

mung im Aargau verebben wird. Im Gegenteil: In vielen weiteren Deutschschweizer Kantonen 

sind Initiativen, die den Lehrplan 21 ins Visier nehmen, bereits eingereicht oder in Planung. Am 

weitetesten sind seine Gegner, die sich gerne als Retter der Volksschule darstellen, im Kanton 

Solothurn. Dort wird am 21. Mai über eine Initiative abgestimmt, mit der gezielt gewisse Ele-

mente aus dem Lehrplan 21 verhindert werden sollen, etwa die Sammelfächer und die Kompe-

tenzorientierung. «Wir wollen die bewährten Eckwerte der Volksschule im Gesetz verankern», 

sagt René Steiner vom Initiativkomitee. Der EVP-Kantonsrat, der auf diese Art die Einführung 

des Lehrplans 21 «unmöglich machen» will, rechnet sich gute Chancen auf ein Ja aus – trotz der 

heftigen Niederlagen, die es bisher in allen Kantonen gab. «Das Duell zwischen David und Goli-

ath geht nicht immer so aus, wie Goliath sich das wünscht», sagt Steiner. 

Auch andernorts wird der Lehrplan 21 schon bald die Stimmbürger beschäftigen. Im Kanton Ba-

sel-Landschaft wurde eine Volksinitiative eingereicht, die wie jene in Solothurn einzelne Be-

standteile des Lehrplans 21 bekämpft. In Bern, Luzern und Zürich sind derweil Initiativen hän-

gig, die auf einer anderen, höheren Ebene ansetzen: Die Lehrpläne sollen dort künftig einem fa-

kultativen Referendum unterliegen und vom Parlament genehmigt werden. Auch im Kanton 

Graubünden gab ein Komitee kürzlich bekannt, genug Unterschriften für die Einreichung einer 

Initiative gesammelt zu haben; im Kanton Zug will ein überparteiliches Komitee laut Website 

«nächstens» eine Initiative lancieren. 
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Gegner nehmen zweiten Anlauf 

Damit nicht genug: Selbst in Kantonen, in denen Abstimmungen gegen den Lehrplan 21 schon 

einmal verloren gingen oder eine Initiative wie in Schwyz für ungültig erklärt wurde, geben die 

Gegner nicht auf. So etwa auch im Kanton St. Gallen. Und sogar im Aargau, wo die Niederlage 

noch so frisch ist, will das Initiativkomitee weitermachen. «Wir sorgen uns um die Schule, daran 

hat sich nichts geändert», sagt Elfy Roca. Das Initiativkomitee kündigte noch am Abstimmungs-

sonntag an, es werde falls nötig weitere Initiativen lancieren. 

Leserkommentar  

Der grosse Widerstand gegen LP21 kommt dann, wenn LP21 eingeführt ist, wenn Eltern realisie-

ren, dass sie den Lehrer-Job aufgedrückt bekommen haben. "Mamma-Papa muss es richten", da-

mit die von der Schule verlangten Lernziele erreicht werden: Grundlagen ergoogeln, ausdrucken, 

erklären, Aufgaben herunterladen und erteilen, kontrollieren, Fehler suchen - Theorie nochmals 

erklären... alles, was früher Job des Lehrers war. Gemäss LP21 sollte das alles das Kind selber 

können, SOL - selbstgesteuertes Lernen, alle Eltern von Volksschülern wissen aus Erfahrung, 

dass das nicht funktioniert. Bis jetzt hat es das Bildungs-Establishment erfolgreich geschafft, mit 

Fehlinformationen, auch mit starker Unterstützung williger Medien (z. B. wie hier im Artikel: 

SG hat über Harmos und nicht LP21 abgestimmt) und mit geschickter Taktiererei-Vermischung 

von Harmos-LP21-SOL ...die Mehrheit der Stimmbürger, und die haben keine Ahnung, weil 

keine schulpflichtigen Kinder, auf seine Seite zu bringen. Wie lange noch? 

amul  

http://www.tagblatt.ch/nachrichten/schweiz/Lehrplan-Gegner-geben-keine-Ruhe;art120101,4904606  

 

  

http://www.tagblatt.ch/nachrichten/schweiz/Lehrplan-Gegner-geben-keine-Ruhe;art120101,4904606
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Schule Schweiz, 17. Februar 2017 

Bande zwischen Volksschule und Öffentlichkeit gelockert  

Kürzlich berichteten Forschungsbeauftragte der Pädagogischen Hochschule Bern und dem Zent-

rum für Demokratie in Aarau über die grossen Umwälzungen durch die radikalen Schulreformen 

auf lokaler Ebene und ihre grundlegenden Auswirkungen auf die demokratische Verankerung 

der Volksschule (Limmattaler Zeitung vom 11.2.2017: Bedrängte lokale Schulbehörden). Sie 

weisen darauf hin, dass in der öffentlichen Diskussion die Ebene der Gemeinden und Schulen 

vergessen wird, auf der HarmoS, Lehrplan 21, Pisa-Studie und andere Reformen umgesetzt und 

Schulqualität täglich geschaffen werden muss. 

Demokratische Verankerung der Volksschule vor ihrer Auflösung, 17.2.2017  

von Peter Aebersold 

Den Anstoss für die demokratisch bedenklichen Veränderungen sehen sie in der Einführung pro-

fessioneller Schulleitungen in praktisch allen Kantonen, womit neben der direktdemokratisch ge-

wählten Miliz-Schulbehörde (Schulpflege, Schulkommission), die in ehrenamtlicher Arbeit die 

Schule bisher führte und beaufsichtigte, eine zweite Instanz installiert wurde. Dabei wurden der 

Schulbehörde die operative Führung und viele Kompetenzen weggenommen und auf die von der 

Exekutive eingesetzten und gesteuerten Schulleitungen übertragen. 

Die Einführung von Schulleitern und der Abbau der Miliz-Schulpflegen erfolgte offensichtlich 

im Hinblick auf die radikalen Reformen, wie dem Lehrplan 21 und Vorgaben der Wirtschaftsor-

ganisation OECD wie die „Kompetenzorientierung“ nach Weinert. Die Schulleiter müssen mit 

Hilfe der Mitarbeitergespräche künftig darüber wachen, dass die Lehrer als „Lernbegleiter“ nicht 

mehr unterrichten, sondern nur noch „begleiten“ und die „Lernumgebung“ für das „selbstgesteu-

erte Lernen“ bereitstellen. Die Lehrer haben statt mit persönlicher Beziehungen (vor allem mit 

den Eltern und untereinander) immer mehr mit einer privatwirtschaftlichen Befehlsstruktur (Sit-

zungen, Mitarbeiterbeurteilung, Evaluation und sogenannte Qualitätssicherung) zu funktionieren. 

Inzwischen zeigt sich, dass die Einführung der Schulleiter ein erster Schritt war, um die traditio-

nelle, eigenständige Milizbehörde und steuerberechtigte Schulgemeinden abzuschaffen. In vielen 

Gemeinden wurde sie in ein nur noch beratendes Organ der Gemeindeexekutive oder das Schul-

präsidium als Schulvorstand in die politische Exekutive integriert umgewandelt. Das milizförmig 

aufgebaute Gemeindewesen ist neben der Schule auch in anderen Bereichen (Gesundheitswesen, 

Wasser, Strom, service public usw.) den politischen Veränderungen durch die neoliberale Globa-

lisierung (Öffnung von neuen globalen Märkten durch Privatisierung) verbunden mit Demokra-

tieabbau (als sogenannte Handelshemmnisse) ausgesetzt. 

Unter dem Vorwand, dass immer weniger Bürger ein Ehrenamt für die Gemeinde übernehmen 

würden, versucht die politische Gemeindeexekutive operative Aufgaben an sogenannte professi-

onelle Gemeindeverwaltungen oder private Firmen auszulagern, wobei immer „Kostenneutrali-

tät“ vorgegaukelt wird. Was manche als schleichende Professionalisierung und Verrat am Mi-

lizprinzip kritisieren, bezeichnen andere als einen unumgänglichen Schritt, um zumindest das 

„Herzstück des Milizsystems“ am Leben zu erhalten können. 

Durch den Abbau der Milizbehörden wird engagierten Bürgern als Volks- und Elternvertreter die 

Möglichkeit genommen, verbindlich auf die Schule Einfluss zu nehmen. Sie können nicht mehr 

bei Schulzuteilungen, Umteilungen und Übertrittsentscheiden, über die Verfügung disziplinie-

render Massnahmen, die Anstellung des Schulpersonals oder die Formulierung des Schulpro-

gramms mitbestimmen. Beratende Kommissionen oder Elternräte haben keine verbindlichen 

Mitwirkungsmöglichkeiten in diesen Bereichen. 

Mit der Abschaffung der kollegialen Schulbehörde geht auch die parteipolitische Abstützung 

verloren, weil die politische Verantwortung für das Schulwesen in einer einzigen Person, dem 

http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Limmattaler-Zeitung-11.2.2017.pdf
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Schulvorstand in der Gemeindeexekutive, gebündelt ist. Die Legitimierung der Schule in der Öf-

fentlichkeit ist immer weniger gewährleistet. Wenn einer der grössten Ausgabenposten vom 

Volk nicht mehr beeinflusst werden kann, wenn Steuergelder nicht mehr bei den Schülern und 

Lehrern ankommen, wenn Bildung abgebaut und die Pisa-Resultate immer schlechter werden, 

wenn das nötige Vertrauen für den Schulbetrieb in der breiten Bevölkerung nicht mehr sicher ge-

stellt ist, dürften es Investitionen in die Schule immer schwerer haben, vom Stimmbürger abge-

segnet zu werden. 

Um einen Teil der verloren gegangenen Verankerung im Volk zurückzugewinnen, ist im Kanton 

Zürich die Initiative «Lehrplan vors Volk» lanciert worden. Der Erlass des Lehrplanes soll von 

der Verordnungsebene (Bildungsrat, Exekutive) auf die parlamentarische Ebene (Legislative) 

verschoben werden. Der Kantonsrat soll über den Lehrplan beraten und entscheiden und das 

Volk hätte mittels Referendum das letzte Wort. 

1 Kommentar: 

Urs Kalberer 17. Februar 2017 

Die Volksschule "gehört" dem Volk. Diese sollte nicht ohne Not geändert werden. Wenn man 

sich die politischen und juristischen Fallstricke vergegenwärtigt, die in der Sprachen- und Lehr-

planfrage ausgelegt wurden, dann wird schnell klar, wie sich die Machtverhältnisse verschoben 

haben. Haben die Schulkinder davon profitiert? 

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2017/02/bande-zwischen-volksschule-und.html  

 

Original  
 

Limmattaler Zeitung, 11.2.2017 

Bedrängte lokale Schulbehörden 

http://www.limmattalerzeitung.ch/kommentare-aaz/bedraengte-lokale-schulbehoerden-130964112  

 

 

Frontbericht aus Deutschland 

Schule Schweiz, 14. Februar 2017 

Mission impossible  
Ich bin seit 15 Jahren Lehrerin, aber wenn ich gewusst hätte, dass der Unterricht irgendwann mal so aus-

sieht wie jetzt, hätte ich einen anderen Beruf gewählt. Ich unterrichte an einer ganz normalen Grund-

schule in Frankfurt. Eine durchschnittliche Klasse sieht heute so aus: Von 25 Kindern können ein Drittel 

nicht richtig Deutsch sprechen, etwa acht Kinder sind verhaltensauffällig, dazu kommen hochbegabte 

Kinder, traumatisierte Flüchtlingskinder und noch ein Inklusionskind, das besonderer Förderung bedarf. 

Auf der Strecke bleiben die paar normalen, unauffälligen, lernbegierigen Kinder, die einfach mitlaufen, 

weil man als Lehrerin keine Zeit für sie hat. 

"Ich werde keinem Kind mehr gerecht", Frankfurter Allgemeine Zeitung, 13.2. von Anke Schipp 

 

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2017/02/mission-impossible.html  
  

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2017/02/bande-zwischen-volksschule-und.html
http://www.limmattalerzeitung.ch/kommentare-aaz/bedraengte-lokale-schulbehoerden-130964112
http://schuleschweiz.blogspot.ch/2017/02/mission-impossible.html
http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/thema/fluechtlingskinder
http://schuleschweiz.blogspot.ch/2017/02/mission-impossible.html


7 

Medienspiegel 7/2017 Inhalt ↑ Starke Volksschule SG 

Tagblatt, 15. Februar 2017 

Schüler weniger separieren 
SCHULREFORMEN ⋅ Die Schule Rorschach organisiert die Real- und die Sekundarschule 

durchlässiger und schafft die Einführungsklassen ab. Dafür können angehende Schüler bei 

Bedarf länger im Kindergarten bleiben. 

Fritz Bichsel 

Zwei Jahre Kindergarten, sechs Jahre Primarschule, dann drei Jahre Real oder zwei bis drei Jahre 

Sek: Bei diesem Regelfall bleibt der Kanton St. Gallen auch mit dem neuen Lehrplan. Es gibt je-

doch Ausnahmen. Hier entscheiden die Gemeinden. Rorschach hat bisher für sehr lernschwache 

Kinder den Weg durch eine Sonderschule, für noch nicht ganz schulreife Kinder Einführungs-

klassen (Stoff der ersten Primarklasse auf zwei Jahre verteilt), für verstärkte Förderung in der 

Mittel- und Oberstufe Kleinklassen und in der Oberstufe strikte Trennung in Real- und Sekun-

darschule. Solche Separierung will der Kanton reduzieren. Rorschach setzt das um mit einem 

Konzept von Schulrat, Pädagogischer Kommission, Schulleitungen und Lehrkräften. Zentrale 

Punkte sind Verzicht auf Einführungsklassen und durchlässige Oberstufe. An Kleinklassen – 

weiterhin drei – hält Rorschach fest. 

Weil sich Kinder unterschiedlich entwickeln, braucht es weiterhin ein besonderes Angebot für 

den Eintritt in die Schule. Dazu erläutert Schulratspräsident Guido Etterlin: «Wir erwogen wie 

andere Schulen ein Förderjahr zwischen Kindergarten und Primarschule. Dann kamen wir auf 

eine andere Lösung, einen verblüffend neuen Ansatz: Wir geben Kindern mehr Zeit im Kinder-

garten. Bei Bedarf – was nur ein bis zwei Kinder pro Klasse haben – können sie das erste oder 

das zweite Jahr wiederholen.» Erfahrungen zeigen, dass längerer Kindergartenbesuch allein oft 

nicht genügt für Schulreife. Rorschach bietet zusätzlich Förderung durch Schulische Heilpädago-

gik. Solche wird neu stufenübergreifend für Kindergarten und Unterstufe organisiert, womit 

diese Fachpersonen die Kinder bis in die Schule begleiten. Zudem gibt es Schulische Heilpäda-

gogik wie bisher im Kreis Pestalozzi im Westen neu auch im Kreis Mühletobel im Osten. 

Ebenso wird auch im Osten Förderung durch den zeitweisen Einsatz einer zweiten Lehrperson in 

der Klasse (Teamteaching) eingeführt. So wird das Fördersystem in der ganzen Stadt gleich. 

Nebst dem neuen Lehrplan samt neuer Lektionentafel setzt Rorschach damit gleichzeitig grosse 

Teile des kantonalen Konzepts für Sonderpädagogik um. Aufgrund der sprachlichen und sozia-

len Zusammensetzung der Schülerschaft hat die Stadt hier grosse Herausforderungen und hohe 

Kosten. Der Kanton überwacht den Bedarf und leistet Beiträge im Finanzausgleich. 

Mehr gemeinsam unterrichten 

Bisher legte er dafür einen Pensenpool fest, neu gilt ein Personalpool. «Anstelle des starren bis-

herigen Systems haben wir nun mehr Möglichkeiten, Kinder nach dem Bedarf bei uns und abge-

stuft nach Schulstufen zu fördern», freut sich Schulpräsident Etterlin. «Das nutzen wir zur Stär-

kung der Unterstufe.» Das kommt auch jenen Kindern zugute, die Mühe haben mit dem Start in 

die Schule und diesen neu ohne den Weg über eine separate Klasse schaffen können. 

In der Oberstufe gehen bisher Sekschüler ins Schulhaus Kreuzacker und Realschüler ins Schul-

haus Burghalde. Trotz zweier Standorte ermöglicht die Schule neu durchlässigen Unterricht für 

beide Typen in einigen Fächern. Neu werden für die ganze Oberstufe die erste und zweite Klasse 

im Kreuzacker und die dritte in der Burghalde geführt. Das ermöglicht: Unterricht in Mathema-

tik auf zwei und Englisch auf drei Niveaus, teilweise für Real- und Sekschüler gemeinsam. 

Gleichzeitig intensiviert er den Deutschunterricht, der nach Schultyp unterschiedlich bleibt. 

Diese Neuerungen an der Oberstufe und die weiteren Teile der Reform erarbeiteten die Beteilig-

ten innert weniger Monate. Nun bleiben Schulleitungen und Lehrpersonen ebenfalls nur wenige 

Monate, um alles in den praktischen Schulbetrieb umzusetzen bis zum Beginn des nächsten 

Schuljahres im August. 

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/rorschach/Schueler-weniger-separieren;art2889,4904472   

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/rorschach/Schueler-weniger-separieren;art2889,4904472
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Tagblatt, 15. Februar 2017 

IV-Rente für Jugendliche als letztes Mittel 
INVALIDENVERSICHERUNG ⋅ Der Bundesrat will möglichst verhindern, dass schon 

Kinder und Jugendliche eine IV-Rente erhalten. Er hat am Mittwoch eine IV-Revision zu-

handen des Parlaments verabschiedet. Ums Sparen geht es ihm dabei aber nicht.  

Die Gesetzesrevision solle keine zusätzlichen Kosten verursachen, sagte Innenminister Alain 

Berset am Mittwoch vor den Medien in Bern. Sparmassnahmen seien aber nicht nötig. Anders 

als in "postfaktischen Zeiten" zuweilen berichtet werde, stehe die Invalidenversicherung (IV) 

nämlich gut da. 

Die Zahl der Neurenten habe sich zwischen 2003 und 2015 halbiert, und die Entschuldung der 

IV gehe rascher voran als vorgesehen. Die IV entwickle sich zu einer Eingliederungsversiche-

rung. Evaluationen zeigten allerdings auch, dass bei Kindern, Jugendlichen und Menschen mit 

psychischen Beeinträchtigungen weitere Massnahmen nötig seien, um die Invalidität zu vermei-

den und die Eingliederung zu fördern. 

Bürgerliche fordern Sparmassnahmen 

Ob das Parlament auf Sparmassnahmen pocht, wird sich zeigen. In der Vernehmlassung hatten 

der Arbeitgeberverband und der Gewerbeverband sowie die SVP und die FDP solche gefordert. 

Menschen unter 30 Jahren sollten demnach gar keine IV-Rente, sondern ein befristetes Taggeld 

erhalten. 

Der Bundesrat habe das geprüft - und sei zum Schluss gekommen, dass ein solches System mehr 

kosten würde, sagte Berset. Das Ziel des Bundesrates sei dasselbe: Niemand sollte als Rentner 

oder Rentnerin ins Erwachsenenleben starten. Der Bundesrat wolle das aber auf anderem Weg 

erreichen. Jürg Brechbühl, der Direktor des Bundesamtes für Sozialversicherungen (BSV), gab 

zu bedenken, dass in manchen Fällen die Eingliederung aussichtslos sei. 

Jugendliche gezielt unterstützen 

Der Bundesrat will im Gesetz verankern, dass eine Rente erst zugesprochen wird, wenn alle 

Massnahmen zur Eingliederung ausgeschöpft sind. Die IV soll Instrumente schaffen, um Jugend-

liche mit psychischen oder anderen Beeinträchtigungen im Übergang von der Schule zur berufli-

chen Ausbildung zu unterstützen. 

Neu erhielten die Lernenden statt eines Taggelds der IV einen Lohn von den Arbeitgebern, der 

jenem von Lernenden ohne Gesundheitseinschränkungen entspräche. Das soll den Anreiz zur Er-

werbstätigkeit erhöhen. 

Änderungen bei Geburtsgebrechen 

Weiter will der Bundesrat klare Kriterien für Geburtsgebrechen im Gesetz verankern und die 

Liste solcher Gebrechen anpassen. Für gewisse seltene Krankheiten soll neu die IV aufkommen 

müssen. Dafür soll die Behandlung bestimmter weniger schwerer Krankheiten neu die Kranken-

versicherung statt die IV übernehmen - etwa Gebrechen, die mit einem einmaligen Eingriff be-

hoben werden können, wie Brechbühl erklärte. 

Kinder mit Geburtsgebrechen und ihre Familien soll die IV enger begleiten. Medizinische Be-

handlungen sollen stärker mit anderen Leistungen der IV koordiniert und die Kosten intensiver 

kontrolliert werden. Zwischen 2001 und 2015 stiegen diese um 65 Prozent. 

Beratung für psychisch Kranke 

Psychisch beeinträchtigte Personen würden ebenfalls mehr Beratung und Unterstützung erhalten. 

Zudem ist ein Personalverleih geplant. Arbeitgebende sollen damit ohne finanzielles Risiko 

mögliche Angestellte kennenlernen können. Generell soll die IV stärker mit Arbeitgebern und 

Ärzten zusammenarbeiten. 

Um die Vermittlungschancen nach Wegfall der Invalidenrente zu erhöhen, will der Bundesrat die 

mögliche Bezugsdauer für Taggelder der Arbeitslosenversicherung auf 180 Tage verdoppeln. 

Psychische Erkrankungen sind heute die häufigste Ursache für den Bezug einer IV-Rente. 
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Stufenloses Rentensystem 

Mit der IV-Revision nimmt der Bundesrat auch einen neuen Anlauf für ein stufenloses Renten-

system. Dieses würde das heutige System mit Viertelrenten, halben Renten, Dreiviertelrenten 

und Vollrenten ablösen. Damit will der Bundesrat erreichen, dass sich Arbeit für IV-Bezüger in 

jedem Fall lohnt. Heute ist das wegen Schwelleneffekten nicht immer der Fall. 

Bereits laufende Renten sollen nach dem neuen System berechnet werden, wenn die versicherte 

Person bei Inkrafttreten noch nicht 60 Jahre alt ist und sich der Invaliditätsgrad um mindestens 5 

Prozentpunkte ändert. Rentnerinnen und Rentner unter 30 Jahren sollen innerhalb von 10 Jahren 

ins stufenlose System überführt werden. 

Mehrheit für 70 Prozent 

Umstritten ist, ab wann eine Vollrente zugesprochen werden soll. Der Bundesrat schlägt vor, 

dass - wie heute - eine Vollrente ab einem Invaliditätsgrad von 70 Prozent zugesprochen wird. In 

der Vernehmlassung hatte er auch die Schwelle von 80 Prozent zur Diskussion gestellt. 

Berset begründete den Entscheid des Bundesrates damit, dass die Mehrheit der Vernehmlas-

sungsteilnehmer sich für 70 Prozent ausgesprochen habe. Er gab auch zu bedenken, dass es 

schwierig sei, mit diesem Invaliditätsgrad eine Arbeit zu finden. 

Bei der letzten IV-Revision, die das Parlament am Ende versenkte, war diese Frage heftig um-

stritten. Der Nationalrat sprach sich dreimal für 70 Prozent aus, der Ständerat dreimal für 80 Pro-

zent. (sda) 

http://www.tagblatt.ch/nachrichten/schweiz/Bundesrat-schlaegt-IV-Revision-vor;art253650,4904934  

 

 

 

Tagblatt, 14. Februar 2017 

Schulnoten: Unnötiger und unverständlicher Alleingang 
«Noten spalten Kanton und Stadt», Ausgabe vom 9. Februar 2017  

Im Alleingang hat die Stadt St. Gallen ein neues Notensystem eingeführt. Auf die Beurteilung der Leis-

tung wird verzichtet, beurteilt wird das Erreichen von Lernzielen. Dafür stehen die Ziffern von 1 bis 6 zur 

Verfügung. Auf halbe Noten wird verzichtet. Die neue Beurteilung steht in Zusammenhang mit dem 

Lehrplan 21; sie wird von diesem allerdings nicht zwingend vorgeschrieben. Das neue Beurteilungsver-

fahren und damit die neuen Zeugnisse werden laufend eingeführt, jetzt in den untersten Primarklassen, bis 

ins Jahr 2023 auch in der Oberstufe. 

Es stellt sich die Frage, warum die Stadt, wahrscheinlich ohne Absprache mit anderen Schulen auf dem 

Platz St. Gallen und ohne Koordination mit umliegenden Gemeinden, eigene Wege geht und unnötig vor-

prellt. Dieser neue Weg der Schüler-Beurteilung ist zwar durchaus möglich. Hingegen ist der Alleingang 

der Stadt unverständlich und höchst problematisch. Daraus können sich für städtische Schülerinnen und 

Schüler bedeutende Nachteile ergeben gegenüber Schülerinnen und Schülern aus anderen Gemeinden mit 

herkömmlichen Zeugnissen. Bedeutsam ist dies beispielsweise bei einem Wechsel in eine andere Schul-

gemeinde oder beim Übertritt in eine anschliessende Schule, sind die Zeugnisse doch oft Teil des Aufnah-

meverfahrens. Gravierend ist der Nachteil insbesondere bei der Bewerbung für eine Berufslehre. Ich frage 

mich, ob Lehrmeister die speziellen Stadtzeugnisse lesen und im Vergleich mit den bisherigen Zeugnis-

sen aus den umliegenden Gemeinden interpretieren können. 

Schülerinnen und Schüler mit halben Noten dürften im Vorteil sein. Der Verzicht auf halbe Noten führt 

nämlich dazu, dass Noten von 4,5 bis 5,4 im Zeugnis auf eine 5 gerundet werden, die 5 wird zum «Nor-

malfall». Dabei sind eine 4,5 oder eine 5,4 zwei verschiedene Paar Schuhe. Nur Ausnahmekönner bekom-

men eine 6, wenige eine 4, noch weit weniger eine 3. Die Zeugnisse verlieren an Aussagekraft. 

Ich wende mich deshalb mit Entschiedenheit gegen das unnötige Vorprellen der Stadt. Es ist zu hoffen, 

dass der Kantonsrat korrigierend eingreift. 

Albert Rüesch, St. Gallen 

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/stadt/Schulnoten-Unnoetiger-und-unverstaendlicher-Alleingang;art186,4903735   

http://www.tagblatt.ch/nachrichten/schweiz/Bundesrat-schlaegt-IV-Revision-vor;art253650,4904934
http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/stadt/Schulnoten-Unnoetiger-und-unverstaendlicher-Alleingang;art186,4903735
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Tagblatt, 16. Februar 2017 

Die Sucht nach der digitalen Welt 

GESELLSCHAFTSPROBLEM ⋅ Die fortschreitende Digitalisierung überfordert 

viele Eltern. Wie sollen sie auf den intensiven Internetkonsum ihrer Kinder reagie-

ren? Die Stiftung Suchthilfe widmete dem Thema eine Fachtagung.  

Claudia Schmid 

«Gamen, Chatten, Suchtgefahr?» lautete der Titel der Veranstaltung, mit der die Stiftung Suchthilfe auf-

zeigte, welche Risiken und Nebenwirkungen die intensive Mediennutzung begleiten. Klar zum Ausdruck 

kam aber auch, dass die digitale Transformation nicht aufzuhalten ist und sie neben Gefahren auch viele 

Chancen bietet. 

«Wir können nicht ernsthaft wollen, dass unsere Jugendlichen ständig offline bleiben. Sie würden damit 

an einem wichtigen Teil unserer heutigen Kultur und Arbeitswelt nicht teilnehmen», erklärte Rolf Kugler, 

Dozent für Medienbildung an der Pädagogischen Hochschule St. Gallen. Vielmehr gehe es darum, die 

Jugendlichen in Schule und Elternhaus für die Gefahren zu sensibilisieren und ihnen Medienkompetenz 

zu vermitteln. 

Der Referent betonte, dass nicht jeder Mensch, der das Internet intensiv nutzt, süchtig wird. Gehe es um 

Onlinesucht, sei die entscheidende Frage nicht, was süchtig mache, sondern warum jemand süchtig 

werde. «Ein Süchtiger integriert nicht das Internet in sein Leben, sondern sein Leben ins Internet.» 

Alternativen in der realen Welt bieten 

Als Vater dreier Kinder berichtete Mathias Gabathuler, Rektor der Kantonsschule am Brühl, wie er und 

seine Frau zu Hause den Umgang mit Smartphone, Tablet und Laptop handhaben. Einst hätten sie be-

schlossen, dass ihre Tochter erst in der Oberstufe ein Smartphone erhalte. Dieses Vorhaben sei geschei-

tert, als sie bereits in der Primarschule das einzige Kind ohne Handy gewesen sei. «Der Gruppendruck 

war einfach zu gross. Heute ist sie 14 Jahre alt und besitzt auch Tablet und Laptop, die sie oft für die 

Schule einsetzt. Unsere beiden elfjährigen Buben sind ebenfalls beide im Besitz eines Smartphones.» 

Von der totalen Überwachung ihres Internetkonsums halte er nicht viel, erklärte der Rektor der Kanti am 

Brühl. «Hingegen sprechen wir in der Familie über die Risiken und Gefahren im Internet. Dabei vertrauen 

meine Frau und ich darauf, dass uns unsere Kinder offen von ihren Internetaktivitäten erzählen.» Wo 

ihnen ein problematischer Umgang auffalle, reagierten sie. «Einmal kam es vor, dass wir unsere Tochter 

schlafend antrafen und neben ihr alle drei Geräte aufgereiht waren. Wir haben ihr erklärt, warum diese 

nicht ins Bett gehören.» Und als eines der Kinder bis spät in den Abend nicht vom Gamen losgekommen 

sei, habe es sein Smartphone für die Nachtstunden abgeben müssen. Als ganz wichtig aber erachte er, 

dass die Eltern ihren Kindern Alternativen zur virtuellen Welt bieten würden. «Wir verbringen viel Zeit 

mit Musik, Sport und Ausflügen in die Natur.» 

Die Bedeutung, den Anschluss an die reale Welt nicht zu verlieren, bestätigte auch Regine Rust, Leiterin 

der Suchtfachstelle St. Gallen. Sie erklärte, weshalb gerade für junge Menschen das Chaten und Gamen 

attraktiv ist. «Die Jugendlichen haben beim Übergang zum Erwachsenwerden mit vielen Umwälzungen 

und Enttäuschungen zu kämpfen. Beim Gamen erleben sie Erfolge und erfahren Anerkennung, beim 

Chatten kreieren sie ihr Ich-Ideal.» 

Gemäss Studien gelte nur etwa ein Prozent der Bevölkerung als onlinesüchtig. Jedoch kämen über vier 

Fünftel ohne Therapie nicht von ihrer Sucht los und führe sie in grosse Isolation und Einsamkeit. Deshalb 

sei es wichtig, Hilfe in Anspruch zu nehmen, um den Teufelskreis zu durchbrechen. 

Hilfe in Anspruch nehmen 

Jürg Niggli, Leiter der Stiftung Suchthilfe, betonte, die Suchtfachstelle stehe bei Problemen jederzeit of-

fen. Das gelte nicht erst, wenn die Sucht bereits etabliert sei, sondern auch für Kurzinterventionen bei ris-

kantem Internetgebrauch. 

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/stadt/Die-Sucht-nach-der-digitalen-Welt;art186,4905542  

  

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/stadt/Die-Sucht-nach-der-digitalen-Welt;art186,4905542
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Komitee "Ja zu einer guten Bildung - Nein zum Lehrplan 21", 12.2.2017 

Medienmitteilung 
Geschätzte Stimmbürgerin, geschätzter Stimmbürger 

Das Komitee „Ja zu einer guten Bildung – Nein zum Lehrplan 21“ dankt all jenen, die in 
den letzten drei Jahren geholfen haben, die nötige Diskussion zu Schul- und Bildungs-
fragen anzuregen und zu vertiefen. Diese Diskussion wird auch über unsere Kantons-
grenzen hinweg Früchte tragen. Unser Einspruch gegenüber dem Lehrplan 21 und eini-
gen fragwürdigen Entwicklungen des gegenwärtigen Bildungs- und Unterrichtswesens 
erlangt so eine positive Wirkung. Selbstverständlich werden wir weiterhin die schulische 
Entwicklung kritisch begleiten und die Umsetzung des Lehrplans 21 und allfälliger wei-
terer Schulreformen unter die Lupe nehmen. 

Der Lehrplan 21 wird im Aargau eingeführt 

Die aargauische Gesetzesinitiative „Ja zu einer guten Bildung – Nein zum Lehrplan 21“ 
wurde mit einem Ja-Stimmenanteil von 30,48 % verworfen. Damit hat unsere Initiative 
ein beachtliches Resultat erzielt, trotz einer Übermacht von Regierung, Verwaltung, 
Parteien und Verbänden und einer massiven Behördenpropanda. Die Ablehnung der 
Initiative ist zu respektieren. Gleichzeitig sind die Verantwortlichen, insbesondere das 
Departement Bildung, Kultur und Sport (BKS), auf ihre Versprechen zu behaften: Die 
Methodenfreiheit der Lehrpersonen, der Bestand des Kindergartens und der Erhalt der 
Einzelfächer an der Oberstufe im heutigen Mass. Damit wären wichtige Forderungen 
der Initianten – auch mit dem Lehrplan 21 – erfüllt. Trotzdem ist eine kritische Beglei-
tung der Umsetzung des neuen Lehrplans angesagt. Wir werden als Komitee bildungs-
politisch weiterwirken und weitere Initiativen lancieren.  

Der beachtliche JA-Anteil für unsere Initiative zeigt eine Unzufriedenheit mit der offiziel-
len Bildungspolitik und ihren Reformen. Viele Stimmberechtigte haben sich nicht blen-
den lassen von Phrasen wie der „Schädlichkeit“ der Initiative oder dass sich der Kanton 
Aargau bei der Annahme ins bildungspolitische Abseits stelle. Dieses Ergebnis ist umso 
bemerkenswerter, als Funktionäre insbesondere des BKS und des Aargauischen Lehre-
rinnen- und Lehrerverbandes (ALV) mit grossem personellen Aufwand und einer pole-
mischen Angstkampagne versucht haben, die Initiative zu diskreditieren. Das Initiativko-
mitee hat die betrügerische Behördenpropaganda und die falsche Auslegung des Initia-
tivtextes (keine „abschliessende“ Aufzählung der Fächer im Gesetz) angemahnt und 
richtig gestellt. Eine seriöse Lehrer-Umfrage hat gezeigt, dass eine Mehrheit der Lehr-
personen zentrale Teile unserer Initiative unterstützt.  

Wir sind stolz, endlich eine breite Diskussion zu Bildungsfragen in unserem Kanton aus-
gelöst zu haben. Die Lehrplan-Befürworter haben sich, abweichend von ihrer ursprüngli-
chen Haltung, zu wesentlichen Forderungen der Initianten verpflichtet: die Lehrperso-
nen sollen auch künftig mit Methodenfreiheit unterrichten können, der Klassenunterricht 
und das Lernen in der direkten Lehrer-Schüler-Beziehung sollen weiterhin zentral sein. 
Der Kindergarten soll als eigenständige schulische Institution bestehen bleiben. Die Ein-
zelfächer an der Oberstufe können wie bisher weitergeführt werden. Die Öffentlichkeit 
ist nun sensibilisiert und sie wird die Lehrplan-Befürworter aus dem BKS auf diese Ver-
sprechen behaften.  
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Das Komitee „Ja zu einer guten Bildung – Nein zum Lehrplan 21“ dankt all jenen, die in 
den letzten drei Jahren geholfen haben, die nötige Diskussion zu Schul- und Bildungs-
fragen anzuregen und zu vertiefen. Diese Diskussion wird auch über unsere Kantons-
grenzen hinweg Früchte tragen. Unser Einspruch gegenüber dem Lehrplan 21 und eini-
gen fragwürdigen Entwicklungen des gegenwärtigen Bildungs- und Unterrichtswesens 
erlangt so eine positive Wirkung. Selbstverständlich werden wir weiterhin die schulische 
Entwicklung kritisch begleiten und die Umsetzung des Lehrplans 21 und allfälliger wei-
terer Schulreformen unter die Lupe nehmen. Wir treten nicht ab, sondern bleiben dran 

 

http://www.lehrplan21-nein.ch/  

http://www.lehrplan21-nein.ch/media/downloads/Pressemitteilung_12_2_2017_NEIN.pdf  

  

http://www.lehrplan21-nein.ch/
http://www.lehrplan21-nein.ch/media/downloads/Pressemitteilung_12_2_2017_NEIN.pdf
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Medienmitteilung des Komitees «Lehrplan vors Volk», 16. Februar 2017 

Keinen Maulkorb beim Lehrplan! 
Offensichtlich hat die Mehrheit der «Kommission für Bildung und Kultur» des Kantonsra-

tes Bedenken, den Kantonsrat und in letzter Instanz das Volk vermehrt in Bildungsdiskus-

sionen einzubeziehen. Über den neuen Lehrplan wird sehr kontrovers diskutiert. Gerade 

dies zeigt für das Komitee «Lehrplan vors Volk», dass der Lehrplan in der Bevölkerung 

breit abgestützt sein muss.  

«Der Lehrplan gibt vor, was unsere Kinder in der Schule lernen und welchen Rucksack sie für 

ihre Zukunft erhalten. Es ist nur recht, dass wir darüber abstimmen können», so Anita Borer, 

Präsidentin des Initiativkomitees «Lehrplan vors Volk» und Kantonsrätin. Zudem wurde dem 

Volk die direktdemokratische Mitsprache in den letzten Jahren durch die Einführung der Schul-

leitungen und der Fachstelle für Schulbeurteilungen sowie durch die Verkleinerung der Schul-

pflegen immer mehr entzogen. 

Der Lehrplan 21 wurde von einem Fachgremium für alle Deutschschweizer Kantone ausgearbei-

tet. Er umfasst über 400 Seiten und tausende von Kompetenzzielen. «In seiner umfassenden 

Form greift er unweigerlich in die kantonale Bildungshoheit ein», so Andri Silberschmidt, Vize-

präsident des Komitees und Präsident der Jungfreisinnigen Schweiz. «Die wenigen Punkte, zu 

denen in der Vernehmlassung im Kanton Zürich noch Stellung genommen werden konnte, be-

weisen dies». Zur Vernehmlassung im Kanton Zürich eingeladen wurden zudem nur ausgesuchte 

Interessenskreise. Von einer breiten demokratischen Abstützung kann nicht die Rede sein. Mit 

der Initiative «Lehrplan vors Volk» würde dies geändert. 

Die Argumente der Gegner der Initiative sind duckmäuserisch. Um eine Grossreform wie den 

Lehrplan 21 durchzubringen, zeigen die Reformturbos eine bisher nicht gekannte Zurückhaltung 

bei der Anpassung von politischen Abläufen. Der Bildungsrat müsse weiterhin über den Lehr-

plan entscheiden können und der Kantonsrat könne nicht über einen grossen Lehrplan bestim-

men. Eine Begründung ist das nicht. Es zeigt, dass die Gegner keine stichhaltigen Argumente ha-

ben. Wie auch – sie wollen sich natürlich nicht aktiv gegen mehr demokratische Mitsprache ein-

setzen. 

Bei Annahme der Initiative würde der Lehrplan wie bis anhin vom Bildungsrat ausgearbeitet. 

Was sich ändert ist einzig, dass der Kantonsrat den Lehrplan genehmigen oder zurückweisen 

kann. Dieser Kantonsratsbeschluss wäre referendumsfähig, was heisst, dass so das Volk gegebe-

nenfalls über den Lehrplan abstimmen kann. 

Bei Fragen  

Anita Borer, Kantonsrätin SVP, Vertreterin Initiativkomitee 

Andri Silberschmidt, Präsident JFZH, Stellvertreter Initiativkomitee 

 

http://www.lehrplan-vors-volk.ch/medien/keinen-maulkorb-beim-lehrplan/  

  

http://www.lehrplan-vors-volk.ch/medien/keinen-maulkorb-beim-lehrplan/
http://www.lehrplan-vors-volk.ch/medien/keinen-maulkorb-beim-lehrplan/
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Komitee «Lehrplan vors Volk» ZH, Newsletter vom 18. 2. 2017 

 

http://lehrplan-vors-volk.ch/data/documents/Newsletter-170218.pdf  

  

http://lehrplan-vors-volk.ch/data/documents/Newsletter-170218.pdf
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NZZ am Sonntag, 15.2.2017 

Kolumbus ja – Holocaust nein 

von Lucienne Vaudan und René Donzé  

Weniger Fakten, weniger Zeit, mehr Beliebigkeit: Der Geschichtsunterricht werde zer-

stört, kritisieren Historiker. Den nächsten Generationen fehle grundlegendes Wissen, vor 

allem aus der Neuzeit. Stimmt das? 

Wann entdeckte Kolumbus Amerika? 1492. Das weiss jedes Kind, man lernt es schliesslich in 

der Schule. Und wann verübten serbische Schergen den Völkermord in Srebrenica? 1995. Das 

wissen die wenigsten Sekundarschüler. Im Unterschied zu den Abenteuern des genuesischen 

Seefahrers in kastilischen Diensten gehört das Massaker an den muslimischen Bosniern im ehe-

maligen Jugoslawien in der Schweiz nicht zum obligatorischen Schulstoff. 

Manche Klassen thematisieren nicht einmal den Holocaust. Zu brutal und traumatisierend könnte 

das für die Schüler sein, sagt eine Zürcher Lehrerin. Dabei hiess es doch nach 1945: «Nie wie-

der!» Die Nazidiktatur und ihre Millionen Opfer sollten niemals in Vergessenheit geraten, damit 

sich die Geschichte nicht wiederholt. Doch Nationalismus und Fremdenhass sind mittlerweile 

wieder salonfähig geworden. Die Erinnerungen an die beiden Weltkriege und an die autoritären 

Regime in Europa sind offenbar verblasst. 

 

 

 

Caspar Hirschi, Geschichtsprofessor Uni St. Gallen. 

Tatsächlich ist der Wissensstand der Jungen in Sachen Geschichte zum Teil prekär. «Ich bin 

schon froh, wenn alle Studenten wissen, dass die Reformation vor der Französischen Revolution 

stattgefunden hat», sagt Caspar Hirschi, Professor für Allgemeine Geschichte an der Universität 

St. Gallen. Der Zürcher SP-Kantonsrat und Gymnasiallehrer Markus Späth stellt fest: «Die Lern-

ziele für die Sekundarschule sind derart vage, dass jeder Lehrer seine eigenen Schwerpunkte set-

zen kann und muss.» Das führe im Fach Geschichte zu Schwierigkeiten beim Wechsel der Schü-

ler von der Sek ans Gymi. Besonders problematisch sei das geringe Wissen über die jüngere Ge-

schichte, sagt Professor Hirschi: «Geschichte kann nur eine gesellschaftlich relevante Rolle spie-

len, wenn sie ein besseres Verständnis unserer Gegenwart ermöglicht.» 

Was läuft falsch? Ein Besuch im Zürcher Schulhaus Neumünster bei der dritten Sekundarklasse 

von Lehrerin Isabella Caballero. Die 23 Schülerinnen und Schüler diskutieren gerade über die 

Zeit zwischen den beiden Weltkriegen. Für den Zweiten Weltkrieg und die Ereignisse danach 

bleiben gerade noch fünf Monate. Selbstverständlich werde sie auch den Holocaust behandeln, 

sagt Caballero. Falls ein Schüler die Bilder als zu heftig empfinde, dürfe er das Klassenzimmer 

verlassen. Das hat sie in sechs Jahren einmal erlebt. Sie hofft, mit ihrer Klasse bis Ende Schulzeit 

noch zum Fall der Berliner Mauer 1989 zu kommen. Ein ehrgeiziges Ziel. Der Vietnamkrieg, 

Srebrenica und die Terroranschläge von New York sind definitiv nicht mehr drin. 

Das Dilemma mit der Vermittlung der Geschichte an unsere Jungen lässt sich grob gesagt in drei 

Aspekte gliedern: zu wenig Zeit, zu viel Stoff – und Grabenkämpfe zwischen Faktenfetischisten 

und Kompetenzgurus. 

Im Vordergrund der jüngsten Klagen von Historikern und Geschichtslehrern steht der Abbau der 

Zeit für den Unterricht. Spätestens mit dem neuen Lehrplan 21, der nun in den Deutschschweizer 

Kantonen eingeführt wird, verschwindet die Geschichte definitiv aus den Stundentafeln und geht 

in der Oberstufe im neuen Sammelfach «Räume, Zeiten, Gesellschaften» auf. Geschichtsdidakti-

ker befürchten, dass der Geschichtsunterricht dadurch marginalisiert werde – auch deshalb, weil 
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man durch die Zusammenfassung von Geografie und Geschichte den beiden Fächern keine fixen 

Stunden mehr zusichere. Das stimmt zwar, es ist aber keine neue Erfindung der Lehrplanmacher. 

Der Trend zu übergreifenden Fachbereichen hat schon viel früher eingesetzt. Bereits vor zehn 

Jahren haben nur noch 6 der 21 Deutschschweizer Kantone in den Stundentafeln Geschichte und 

Geografie separat aufgeführt. 

Schleichender Abbau 

 

 

Karin Manz, Erziehungswissenschafterin Universität Zürich. 

Historisch betrachtet verliert das Fach schleichend, aber nicht dramatisch an Platz. Das zeigt eine 

Nationalfondsstudie, die im Frühling publiziert wird. Karin Manz hat dafür am Institut für Erzie-

hungswissenschaft der Universität Zürich die Entwicklung des Bereichs Realien seit 1830 er-

forscht. «Der Anteil der Realien an der gesamten Unterrichtszeit ist über die untersuchte Zeit-

dauer leicht rückläufig», sagt die ehemalige Sekundarschullehrerin. Unter Realien zusammenge-

fasst sind Geschichte, Geografie, Naturkunde, Lebenskunde, Staatskunde, Berufskunde. Im Kan-

ton Zürich beanspruchte dieser Bereich 1960 in der Oberstufe gut 19 Prozent der Unterrichtszeit, 

2010 lag der Anteil bei 16 Prozent. 

Im Lehrplan 21 wird wiederum mit einer leichten Reduktion der Lektionenzahl gerechnet (siehe 

Kasten). Manz versteht die Kritik der Geschichtsdidaktiker als Ausdruck eines Verteilkampfes 

innerhalb dieses Konglomerats. «Es ist die Angst, von anderen Themen an die Wand gedrängt zu 

werden.» Tatsächlich steht die Geschichte als Teil eines Fachbereichs schon länger unter Druck. 

Je nach Schulhaus erscheint Geschichte zwar noch separat auf den Stundenplänen, anderenorts 

ist sie bereits verschwunden. 

Christian Thörig unterrichtet eine erste Sekundarklasse im Zürcher Schulhaus Döltschi. Ge-

schichte fällt bei ihm unter das Fach «Mensch und Umwelt», für das wöchentlich sechs Lektio-

nen reserviert sind. Neben Geschichte muss der Lehrer in diese sechs Lektionen auch Geografie, 

Physik, Chemie, Biologie und Berufskunde packen. «Zusätzlich dazu rechne ich Zeit für aktuelle 

Fragen ein, wie vor kurzem die Wahlen in den USA», sagt Thörig. «Mit diesen sechs Lektionen 

kommt man nirgends hin, man muss sich wirklich einschränken.» Natürlich würde er mit den 

Schülern auch gerne über den Nahostkonflikt oder die jüngere Balkangeschichte sprechen, damit 

sie aktuelle Meldungen in den Medien besser verstehen. Dennoch fände er es wenig sinnvoll, in 

der ersten Sek schon mit dem 20. Jahrhundert in die Geschichte einzusteigen. 13-Jährige könne 

man mit den Entdeckungen der Seefahrer noch begeistern. Beginne man gleich mit der jüngsten 

Geschichte, gebe man die Trümpfe aus der Hand, mit denen man das Interesse der 15-jährigen 

Schüler in der dritten Sek wecken könne. 

1600 Seiten Schulstoff 

Das Problem der Lehrerschaft liegt neben dem Zeitmangel in der schieren Fülle an Stoff, aus 

dem sie auswählen können. Allein das heute im Kanton Zürich verwendete Standard-Lehrmittel 

«Durch Geschichte zur Gegenwart» für die Sekundarstufe umfasst vier Bände zu je fast 400 Sei-

ten. Viele Oberstufen überspringen den ersten Band von der Zeit der Entdeckungen bis zur Fran-

zösischen Revolution und beginnen mit der Industrialisierung und dem Imperialismus im 19. 

Jahrhundert. Band vier reicht zwar bis in die jüngste Vergangenheit mit dem Zerfall Jugoslawi-

ens und dem Irakkrieg, doch so weit schaffen es die wenigsten. Spätestens beim Zweiten Welt-

krieg kommen viele in Zeitnot. 

Manche Klassen thematisieren nicht einmal den Holocaust. Für die Schüler könnte das zu brutal 

sein, sagt eine Lehrerin. 
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Genauso umfangreich wie die Materialien sind auch die Anforderungen, die an den Geschichts-

unterricht gestellt werden. Und sie wachsen weiter. Im Lehrplan 21 lautet ein einziges Kompe-

tenzziel: «Die Schüler können darlegen, warum das 20. Jahrhundert als Zeitalter der Extreme be-

zeichnet wird.» Als zwingende Themen werden aufgelistet: «Weltkriege, Faschismus, Kommu-

nismus, Holocaust, Kalter Krieg, Unabhängigkeitsbewegung, Globalisierung, Bürgerkrieg, Ter-

rorismus». Gymilehrer Markus Späth schüttelt den Kopf: «Alleine dafür brauche ich mit einer 

Gymiklasse eineinhalb Schuljahre.» Und das ist nur eine von 44 Kompetenzstufen zur Ge-

schichte an der Oberstufe. Die Wunschliste der Lehrplanmacher können die Lehrer in den drei 

Sekundarschuljahren also nie und nimmer erfüllen. 

Das war früher anders, sagt Forscherin Karin Manz. «Bis etwa 1970 gab es einen ziemlich stabi-

len Geschichtskanon, der von der politischen Schweizer Geschichte dominiert war», sagt sie. Da-

mit wurde nicht nur Wissen gelehrt, vielmehr ging es auch um die Vermittlung von Werten und 

Einstellungen. So paukten etwa die Lehrer im Kanton Schwyz noch bis in die siebziger Jahren 

mit ihren Schülern als Geschichtslehrmittel ein Lesebuch durch. Jeder Bub und jedes Mädchen 

sollte damit einen identischen Blick auf die Vergangenheit erhalten. Das Fach Geschichte war 

lange in erster Linie ein Gesinnungsfach. Dorthin will kaum ein Historiker zurück. Solche Forde-

rungen kommen höchstens vonseiten jener, die bemängeln, dass nicht mehr alle Schüler sämtli-

che Schlachten der Eidgenossen auswendig aufzählen können. Die Kritik dieser Faktenfetischis-

ten am Zerfall des Wissens der jungen Schweizer wird oft verwechselt mit der Kritik der Exper-

ten am Bedeutungsverlust des Fachs Geschichte. 

 

 

Béatrice Ziegler, Geschichtsdidaktin Universität Basel. 

Dabei geht die neue Geschichtsdidaktik längst nicht mehr davon aus, dass die ganze Stofffülle in 

der Schule behandelt werden muss. «Es braucht kein komplettes Bild von der Steinzeit bis zur 

Gegenwart. Solche Ideen sind unsinnig», sagt Béatrice Ziegler, Präsidentin der Deutschschwei-

zer Gesellschaft für Geschichtsdidaktik. Natürlich brauche es ein gewisses Basiswissen, und na-

türlich brauche es Fakten und Informationen, um ein Thema zu verorten. Im Mittelpunkt des mo-

dernen Geschichtsunterrichts stehe aber das historische Denken. Zum Beispiel könne ein Lehrer 

mit seinen Schülern einen Mittelaltermarkt besuchen und dann mit ihnen diskutieren, wie viel 

dieser wirklich mit dem Mittelalter gemein habe. «Wir wollen die Schülerinnen und Schüler zu 

mündigen Menschen im Umgang mit Geschichte machen», sagt Ziegler. 

Die Jungen müssten lernen, wie Geschichte gemacht werde und welche Werte und Interessen mit 

dem Erzählen von Geschichte verbunden seien. Das sei wichtig im Umgang mit Populismus – 

und viel wirksamer als reines Faktenwissen. «Aber dafür braucht es Zeit», sagt Ziegler. Und 

diese fehle eben zusehends. 

Lehrplan 21: Geschichte verschwindet als Fach 

Mit der Einführung des Lehrplans 21 in der Deutschschweiz wird das Fach Geschichte definitiv 

Geschichte. Neu wird es gemeinsam mit Geografie und politischer Bildung unter dem Sammel-

fach «Räume, Zeiten, Gesellschaften» (RZG) subsumiert. Dafür sollen gemäss Richtwert der 

Macher des Lehrplans für die erste bis dritte Oberstufe je 3 Wochenlektionen vorgesehen wer-

den, also insgesamt 9 Wochenlektionen. Heute liegt der Durchschnitt aller Kantone dafür bei 9,5 

Wochenlektionen. Die Bandbreite geht von 6 bis 13. 

Im Kanton Zürich haben Sekschüler je nach Freifach-Wahl neu 8 bis 11 Lektionen RZG. «Es 

gibt keinen Abbau zur heutigen Regelung», sagt Bildungsdirektorin Silvia Steiner. Eigentlich 

wurden in Zürich Geschichte und Geografie schon mit dem alten Lehrplan in Realien zusam-

mengeführt. Im Alltag aber hat sich das nicht richtig durchgesetzt. In den Stundenplänen steht 

meist noch Geografie und Geschichte, oft werden sie von verschiedenen Lehrern unterrichtet. 
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Das hat mit den Präferenzen der Lehrer zu tun und auch mit deren Ausbildung. 

 

Lehrpläne sind zwar wichtige Referenzdokumente für die Schulen, doch in der Umsetzung sind 

sie relativ frei. Das betrifft sowohl Stundenpläne als auch Inhalte. Die Lehrer können ihre Unter-

richtsstoffe weitgehend autonom bestimmen – selbst die Wahl der Lehrmittel ist nicht vorge-

schrieben. «Die Schulorganisation vor Ort folgt oftmals pragmatischen Kriterien», sagt der Zür-

cher Bildungsforscher und Bildungsrat Lucien Criblez. Und fügt an: «Der ideologische Streit, 

der derzeit stattfindet, ist mit Sicherheit überzogen.» (rd.) 

Hätten Sie es gewusst? Geschichts-Prüfungsfragen aus der Sekundarschule 

Fragen 
 

1.  Welches Nahrungsmittel stammt nicht aus der Neuen Welt: Kartoffeln, Mais, Tomate oder 

Couscous?  

2.  Nennen Sie die führende europäische Grossmacht im 16. Jahrhundert: Portugal, die Schweiz, 

Grossbritannien oder Spanien?  

3.  Wie wurde Ludwig XIV. genannt?  

4.  Nennen Sie die drei Gewalten eines modernen Staates  

5.  Auf wen geht die Gewaltenteilung zurück?  

6.  Wann begann und wann endete die Französische Revolution?  

7.  Wie hiess der Zar, der 1899 den Anstoss zur Friedenskonferenz in Den Haag gab?  

8.  Ordnen Sie folgende Begriffe chronologisch: Das Attentat von Sarajevo, der Friedensvertrag 

von Versailles, die Erste Russische Revolution, der Erste Weltkrieg  

9.  Welche Staaten gehörten 1914 zum Dreibund?  

10.  Wo fand die einzige Seeschlacht des Ersten Weltkrieges zwischen der britischen und der 

deutschen Flotte statt?  

11.  Wie wurden Lenins Anhänger genannt?  

12.  Welche Politik nahmen die USA nach 1920 ein?  

13.  Welche vier Staaten gehörten 1944 zu den Hauptalliierten im Zweiten Weltkrieg?  

14.  An welchem Tag endete der Zweite Weltkrieg in Europa?  

15.  Wann endete der Kalte Krieg? 

 

Antworten 
 

1.  Couscous  

2.  Spanien  

3.  Der Sonnenkönig  

4.  Judikative, Exekutive, Legislative  

5.  Charles de Montesquieu  

6.  1789 bis 1799  

7.  Nikolaus II.  

8.  Erste Russische Revolution (1905), Attentat von Sarajevo (1914), Erster Weltkrieg (1914–

1918), Versailler Vertrag (1919)  

9.  Deutsches Reich, Österreich-Ungarn, Italien  

10. Am Skagerrak, einem Teil der Nordsee zwischen Dänemark, Norwegen und Schweden  

11.  Bolschewiken  

12.  Isolationismus  

13.  Grossbritannien, Sowjetunion, USA, China  

14.  8. Mai 1945  

15.  1991 mit der Auflösung des Warschauer Pakts und dem Zerfall der Sowjetunion 

https://www.nzz.ch/nzzas/nzz-am-sonntag/bildung-kolumbus-ja-holocaust-nein-ld.145774  

https://www.nzz.ch/nzzas/nzz-am-sonntag/bildung-kolumbus-ja-holocaust-nein-ld.145774
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NZZ, 15.2.2017 

Pisa und Naturwissenschaften 

Niedrige Löhne und geringes Sozialprestige 

Gastkommentarvon Mathias Binswanger  

Freude an Naturwissenschaften, Technik und Informatik lässt sich nicht künstlich herbei-

züchten – schon gar nicht bei Mädchen. 

 

 

 

 

Seit Jahren wird versucht, Kinder und vor allem Mädchen 

künstlich für naturwissenschaftliche Fächer zu begeistern. (Bild: 

Ute Grabowsky) 

Im Dezember letzten Jahres wurden die neuesten Pisa-Ergebnisse publiziert. Die Schweiz schnitt 

dabei wie üblich ziemlich gut ab. In Mathematik erzielte sie von allen europäischen Ländern das 

beste Resultat. Und auch bei den Naturwissenschaften, die das Schwerpunktthema der neuesten 

Pisa-Studie bilden, gehören Schweizer Schülerinnen und Schüler zu den besten in Europa. Doch 

trotz diesen guten Resultaten haben wir einen Mangel an Studenten und Lehrlingen bei soge-

nannten Mint-Fächern. Schülerinnen und Schüler aus der Schweiz erzielen bei Naturwissen-

schaften gute Resultate, aber der Anteil an jungen Menschen mit naturwissenschaftlichen 

Wunschberufen liegt, wie auch in Finnland, Deutschland, den Niederlanden oder Japan, unter 20 

Prozent. 

Klappt das wirklich? 

Also wird seit Jahren versucht, Kinder und vor allem Mädchen künstlich für naturwissenschaftli-

che Fächer zu begeistern. Doch klappt das wirklich? Die Resultate der Pisa-Studie zeigen, dass 

es damit nicht weit her ist. So muss man zunächst einmal zur Kenntnis nehmen, dass Freude an 

Naturwissenschaften für die bei Pisa gemessenen Leistungen kaum Bedeutung besitzt. Man muss 

nicht Spass an naturwissenschaftlichen Fächern haben, um gute Resultate zu erzielen. Zwar ist 

diese Freude in Singapur, dem Land mit den weltweit besten Ergebnissen, stark ausgeprägt, doch 

in Japan, welches hinter Singapur an zweiter Stelle liegt, ist es genau umgekehrt. Dort ist die 

Lust am Besuch von naturwissenschaftlichen Fächern ausgesprochen gering, doch die Leistun-

gen sind ausgezeichnet, genauso wie auch in Deutschland oder den Niederlanden. 

Generell wird die Leistung in naturwissenschaftlichen Fächern durch ganz andere Faktoren be-

einflusst. Wichtig ist vor allem die sozioökonomische Herkunft. Wer aus einem begüterten 

und/oder gebildeten Elternhaus kommt, erzielt im Durchschnitt deutlich bessere Leistungen als 

jemand, der aus einem ärmeren oder bildungsfernen Haushalt stammt. In der Schweiz ist dieser 

Zusammenhang (wie auch in Deutschland) sogar besonders stark ausgeprägt. Doch da wir hier-

zulande relativ viele sozioökonomisch begünstigte Haushalte haben, erklärt dies zu einem Teil 

bereits das gute Abschneiden der Schweizer Schülerinnen und Schüler. 

Dort, wo der Staat einen Einfluss hat, nämlich bei der Organisation und Gestaltung der Schulen, 

ist die Wirkung auf die Schulleistungen gering. 

Letztlich offenbart sich hier ein Dilemma der Bildungspolitik: Dort, wo der Staat einen Einfluss 

hat, nämlich bei der Organisation und Gestaltung der Schulen, ist die Wirkung auf die Schulleis-

tungen gering. Auch die neuste Pisa-Studie zeigt, dass weder der Schultyp (privat oder öffent-

lich, Gesamtschule oder nicht) noch das Ausmass an vorschulischen Angeboten einen Einfluss 

hat.  
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Die grösste Wirkung lässt sich noch über Schuldisziplin erzielen. In Ländern, in denen Schul-

schwänzen leicht möglich ist, gibt es keine guten Leistungen. Auch die Lehrperson ist wichtig. 

Wo gemäss Einschätzung der Schüler auf Bedürfnisse und Fähigkeiten der Schüler eingegangen 

wird, sind die Leistungen eindeutig besser. Das wiederum ist nur möglich, solange der Lehrerbe-

ruf sein Sozialprestige nicht noch weiter einbüsst und zu einer Tätigkeit zweiter Klasse ver-

kommt. 

An der Leistung liegt es also nicht, wenn sich Jugendliche in der Schweiz nicht für Mint-Fächer 

interessieren. Das Desinteresse scheint vielmehr ein Wohlstandsphänomen zu sein, das sich in 

vielen Industrieländern beobachten lässt. Techno-Freaks, Computer-Nerds oder Mathe-Genies 

sind nicht die Helden und schon gar nicht die Heldinnen der heutigen Jugend. Kein Wunder: So-

lange Nichtskönnerinnen und Nichtskönner aus TV-Castings permanent im Rampenlicht der Me-

dien stehen oder Manager ohne besondere Talente Topgehälter verdienen, während Forscher und 

Ingenieure in Labors und an Computern als nützliche Idioten ein gesellschaftliches und wirt-

schaftliches Mauerblümchendasein fristen, gibt es auch für begabte Knaben und Mädchen wenig 

Anreiz, sich für Naturwissenschaften zu begeistern. 

Umso mehr müssen wir dankbar sein, dass es immer noch eine beachtliche Minderheit gibt, die 

diese Studienrichtungen ergreift. Für Studentinnen und Studenten in ärmeren Ländern sieht das 

dagegen ganz anders aus. Dort bietet ein naturwissenschaftliches Studium die Chance, dereinst 

einen Job in einem Land wie der Schweiz zu finden. 

Entsprechende Kampagnen kann man sich deshalb sparen 

Freude an Naturwissenschaften, Technik und Informatik lässt sich nicht künstlich herbeizüchten, 

und schon gar nicht bei Mädchen, wo der Anreiz zur Ergreifung von Mint-Berufen noch geringer 

ist. Entsprechende Kampagnen kann man sich deshalb sparen. Man kann Jugendlichen nicht vor-

gaukeln, dass ein Leben als Naturwissenschafterin oder Techniker faszinierend sei, solange diese 

Tätigkeiten relativ schlecht bezahlt sind und geringes Sozialprestige aufweisen. Die Folge da-

von: Immer mehr Naturwissenschafter und Ingenieure werden im Ausland akquiriert. 

Mathias Binswanger ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Fachhochschule Nordwest-

schweiz und Dozent an der Universität St. Gallen. 

https://www.nzz.ch/meinung/pisa-und-naturwissenschaften-niedrige-loehne-und-geringes-sozialprestige-
ld.145548  

  

https://www.nzz.ch/meinung/kommentare/pisa-ergebnisse-2015-unschoener-zahlensalat-ld.132893
https://www.nzz.ch/meinung/kommentare/pisa-ergebnisse-2015-unschoener-zahlensalat-ld.132893
https://www.nzz.ch/meinung/pisa-und-naturwissenschaften-niedrige-loehne-und-geringes-sozialprestige-ld.145548
https://www.nzz.ch/meinung/pisa-und-naturwissenschaften-niedrige-loehne-und-geringes-sozialprestige-ld.145548
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